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Welche von den „allgemeinen Rechten der Staats- 
bürger“ find politiſche und durch die Berfallung 
gewährleiſtete Rechte? 


Von Dr. Anton Mroczeuski, k. k. Finanz⸗Conceptsprakticant. 


„Das conſtitutionelle Staatsrecht erfordert neben der Theilnahme 
des Volkes an der geſetzgebenden Gewalt auch die Errichtung verfaſſungs— 
mäßiger Garantien für das dem einzelnen Staatsbürger zukommende 
Recht, unter dem Schutze der Staatsgewalt den materiellen und geiſtigen 
Fortſchritt der bürgerlichen Geſellſchaft in freier Entwicklung anzuſtreben. 

Die Verfaſſungen aller conſtitutionellen Staaten enthalten daher 
entweder in den Conſtitutionsurkunden ſelbſt oder in ſpeciellen Grund⸗ 
geſetzen die Feſtſtellung der Principien, von welchen die Geſetzgebung 
und Verwaltung im Staate gegenüber der Freiheit des einzelnen 
Staatsbürgers geleitet ſein ſoll.“ 


Mit dieſen Worten begann der Berichterſtatter des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes am 8. October 1867 in der 32. Sitzung der J. Seſſion 
des Abgeordnetenhauſes feinen Bericht über den Entwurf eines Staats- 
grundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger. 

Dieſer durch die ſpäteren Verhandlungen etwas modificirte Ent⸗ 
wurf erhielt am 21. December 1867 die Allerhöchſte Sanetion und 
trat am 22. December desſelben Jahres in Wirkſamkeit unter dem 
Titel „Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger“. 

Ueber den Inhalt und die Bedeutung der hier unter dem Titel 
„allgemeine Rechte der Staatsbürger“, in anderen Verfaſſungen unter 
dem Namen „Grundrechte“ oder „Freiheitsrechte“ aufgeführten Rechtsſätze 
ſind die Anſichten getheilt. Im Allgemeinen wird ihnen praktiſche 
Bedeutung als Rechte im ſubjectiven Sinne abgeſprochen. 

So erklärt Lab and in ſeinem „Staatsrecht des deutſchen Reiches“ 
(Pag. 149): „Die Freiheitsrechte oder Grundrechte ſind überhaupt keine 
Rechte im ſubjectiven Sinne, ſie ſind Normen für die Staatsgewalt, 
welche dieſelbe ſich ſelbſt gibt, ſie bilden Schranken für die Machtbefug⸗ 
niſſe der Behörden, ſie ſichern dem Einzelnen ſeine natürliche Handlungs⸗ 


freiheit in beſtimmtem Umfange, aber fie begründen nicht fubjective 
Rechte der Staatsbürger; ſie ſind keine Rechte, denn ſie haben kein 
Object.“ Aehnlich Ulbrich in ſeiner Schrift „über öffentliche Rechte 
und Verwaltungsgerichtsbarkeit“ (Pag. 21, 22) und noch ſchärfer in 
ſeinem Handbuche des öſterr.-ung. Staatsrechtes Pag. 38). Eine heftige 
Verurtheilung findet die Aufſtellunug von Grundrechten u. dgl. im 
„Deutſchen Staats- und Bundesrechte“ von Zachariä (Pag. 67). Andere 
dagegen, wie z B. Bluntſchli im allgemeinen Staatsrechte (Pag. 641), 
anerkennen die Rechtsnatur dieſer Grundrechte. 

Auf dem Gebiete des öſterr. Rechtes muß behauptet werden, daß 
nach dem vorher citirten Titel des Geſetzes, in welchem neben dem 
Ausdruck „Rechte“ die Bezeichnung der Subjecte „Staatsbürger“ geſetzt 
iſt, unter den „allgemeinen Rechten“ ſubjective Rechte gemeint ſind; 
doch erlangen dieſe Rechte allerdings praktiſche Bedeutung erſt durch 
den Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes über die Reichsvertretung, welcher 
Aenderungen dieſer Rechtsſätze an erſchwerte Formen bindet und durch 
den Art. 3, lit. b des Staatsgrundgeſetzes über die Einſetzung eines 
Reichsgerichtes, welches die Judicatur über Beſchwerden gegen die Ver⸗ 
letzung politiſcher, durch die Verfaſſung gewährleiſteter Rechte einem 
beſonderen höchſten Gerichtshofe, dem Reichsgerichte, zuweiſt. 

Mit Rückſicht auf die letzterwähnte Beſtimmung ergibt ſich nun 
in Anſehung des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger die Frage von eminent praktiſcher Bedeutung: 

Welche von den allgemeinen Rechten der Staatsbürger ſind 
politiſche Rechte und von welchen kann behauptet werden, daß fie 
durch die Verfaſſung gewählleiſtet find? 

Die Beantwortung dieſer Frage erfordert in erſter Linie die 
Klarſtellung des Begriffes „politiſche“ Rechte. Was zunächſt die Bedeutung 
dieſes Ausdruckes im Allgemeinen betrifft, ſo weiſt das Adjectivum 
„politiſch“ auf das Subſtantivum „Politik“. „Politik it,“ nach dem 
Staatswörterbuche von Bluntſchli (Pag. 117), „als Lehre die Wiſſen⸗ 
ſchaft des Staatslebens, als Praxis die Kunſt des Staatslebens.“ 
Sie hat es alſo jedenfalls mit dem Staatsleben zu thun. Das 
ergibt ſich aus der in demſelben Werke aufgeſtellten Unterſcheidung 
dieſes Begriffes von dem des Staatsrechtes: „Der Staat in ſeiner 
ruhigen Ordnung iſt das Staatsrecht, der Staat in ſeinem bewegten 
Leben iſt die Politik.“ Darnach ſind alſo politiſche Rechte jene, 
welche die Theilnahme am Staatslebeu gewähren. Und in der That 
definiren die Schriftſteller des allgemeinen und deutſchen Staats- 
rechtes den Begriff in dieſer Weiſe. So Zachariä als „diejenigen, 
welche in der unmittelbaren Betheiligung am Lebensproceſſe des Staates, 
reſp. der Gemeinde im Staate beſtehen.“ Aehnlich Ulbrich in ſeiner 
Abhandlung „über öffentliche Rechte und Verwaltungsgerichtsbarkeit“ 
(Pag. 6). Dieſelbe Anſchauung läßt ſich der Definition des Begriffe? 
„Verfaſſungsrecht“ im „Staatsrechte“ von Zopf! (Bd. I, Pag. 35) 
entnehmen. 

Der auf dieſe Weiſe definirte Begriff kann jedoch nicht ohne⸗ 
weiters auf das Gebiet des öſterr. Verfaſſungsrechtes übertragen werden: 


es muß vielmehr die Bedeutung des in demselben vorkommenden Aus⸗ 
druckes „politiſche Rechte“ ihm ſelbſt entnommen werden. 

Derſelbe findet ſich in unſeren Verfaſſungsgeſetzen nur an drei 
Stellen, nämlich im Art. 3, lit. b des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, in dem Al. 2 des Art. 14 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
und im § 23 des Geſetzes vom 25. Juli 1867, R. G. Bl. Nr. 101. 
Eine eigentliche Definition dieſes Begriffes enthält jedoch keine dieſer 
Stellen, ſo daß Ulbrich in ſeiner Schrift „über öffentliche Rechte ꝛc.“ 
erklären konnte: „Die Erkenntniſſe des Reichsgerichtes geben über die Auf⸗ 
faſſung des Begriffes „politiſches Recht“ ebenſo wenig einen Aufſchluß, 
als ſich aus den bezüglichen Geſetzesſtellen ein allgemeines Merkmal 
dieſes Begriffes ableiten läßt.“ 

Doch dürfte bei genauer Betrachtung immerhin eine der bezogenen 
Geſetzesſtellen einige Anhaltspunkte zur Klarſtellung dieſes Begriffes 
gewähren. 

Der Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger beſtimmt nämlich im zweiten Alinea: „Der Genuß der 
bürgerlichen und politiſchen Rechte iſt vom Religionsbekenntniſſe 
unabhängig.“ Da dieſes Alinea nur eine weitere Ausführung des die 
Glaubens- und Gewiſſensfreiheit gewährleiſtenden erften Alinea iſt, ſo 
muß der Ausdruck „bürgerliche und politiſche Rechte“ die ganze weltliche 
Rechtsſphäre des Einzelnen umfaſſen. Wäre dies nicht der Fall, würden 
insbeſondere unter dem Ausdrucke „bürgerliche Rechte“ die in der 
Theorie des allgemeinen Staatsrechtes ſo genannten Befugniſſe, nämlich 
(nach Zachariä) alle öffentlichen Rechte mit Ausſchluß der poli— 
tiſchen verſtanden, jo würde in dieſem Alinea nur die Unabhängigkeit 
der öffentlichen Rechte vom Religionsbekenntniſſe normirt und damit 
indirect die Abhängigkeit der übrigen Rechte von demſelben ausgeſprochen, 
was mit der im erſten Alinea proclamirten vollen Glaubens- und 
Gewiſſensfreiheit und der dadurch principiell gewährleiſteten privat- und 
ſtaatsrechtlichen Gleichſtellung aller Religionsbekenntniſſe im Wider— 
ſpruche ſtünde. 

Mit dieſer Auffaſſung der Worte „bürgerliche Rechte“ im Sinne 
des Art. 14, Al. 2 ſtimmt auch Hye (Vorwort zum vierten Bande 
feiner Sammlung der Erkenntniſſe des Reichsgerichtes) überein, indem 
er dieſem Ausdrucke im Sinne der citivten Geſetzesſtelle den Ausdruck 
„Privatrechte“ gleichſtellt. Ferner Unger, wenn er (Syſtem, Bd. I, 
Pag. 259) erklärt, das Patent vom 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 151, 
ſpreche im § 1 den Grundſatz der Gleichſtellung der Juden und Chriſten 
in ſtaatsrechtlicher wie in privatrechtlicher Beziehung ausdrücklich 
aus, denn der erwähnte $ 1 des Patentes vom Jahre 1849 ſtimmt 
mit Al. 1 und 2 des Art. 14 wörtlich überein. 

Wenn es nun richtig iſt, daß das Al. 2 des Art. 14 die geſammte 
weltliche Rechtsſphäre des Staatsbürgers umfaßt, daß ferner unter den 
„bürgerlichen Rechten“ die Privatrechte gemeint ſind, ſo kann das 
Geſetz unter den „politiſchen Rechten“ nichts Anderes verſtehen, als eben 
alle jene Rechte des Staatsbürgers, die nicht dem Privatrechte angehören, 
und das ſind die öffentlichen Rechte. 

Es muß alſo behauptet werden, daß das Staatsgrundgeſetz über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger unter den „politiſchen“ Rechten 
die öffentlichen Rechte ſchlechtweg verſteht. | 

Der auf dieſe Weiſe gewonnene Begriff kann wohl füglih auch 
bei dem Grundgeſetze über die Einſetzung eines Reichgerichtes angewendet 
werden, da dieſe beiden Geſetze von demſelben Ausſchuſſe in Vorlage 
gebracht und in unmittelbarer Aufeinanderfolge berathen wurden, an 
demſelben Tage die Allerhöchſte Sanction erhielten und mit dem gleichen 
Zeitpunkte in Wirkſamkeit traten, ſo daß die Folgerung wohl nicht 
unbegründet ſein dürfte, daß in denſelben mit dem gleichen Ausdrucke 
auch der gleiche Sinn verbunden wurde. Darnach wäre alſo das Reichsgericht 
competent zur Entſcheidung über Beſchwerden der Staatsbürger wegen 
Verletzung der ihnen durch die Verfaſſung gewährleiſteten öffentlichen 
Rechte. Eine wörtliche Uebereinſtimmung mit dieſer Folgerung findet 
ſich im Lehrbuche des öſterr. Staatsrechtes von Ulbrich, wenn er 
(Pag. 83) ſagt, die Thätigkeit des Reichsgerichtes trete ein bei Ver⸗ 
letzung der durch die Verfaſſung gewährleiſteten „politiſchen“, d. i. 
öffentlichen Rechte, oder wenn er an anderer Stelle (Pag. 177) den 
Satz aufſtellt: „Das Reichsgericht iſt berufen, den Rechtsſchutz zu 
gewähren bei Beſchwerden der Staatsbürger wegen Verletzung der 
durch die Verfaſſung gewährleiſteten öffentlichen Rechte.“ 

Auch die Erkenntniſſe des Reichsgerichtes ſprechen für dieſe 


182 


Maxim S., 


Anſicht, indem ſie in concreten Fällen Rechte als politiſche anerkann⸗ 
ten, wie das Recht der Berufswahl, das Recht, Erziehungs- und 
Unterrichtsanſtalten zu gründen, u. dgl., welche unter eine andere Defi⸗ 
nition nicht gebracht werden können. 

Milner hingegen bezeichnet in ſeinen „Studien zum öſterreichi⸗ 
ſchen Staatsrechte“ als politiſche Rechte auch auf dem Gebiete des 
öſterreichiſchen Rechtes, welches ja dem Titel zufolge den Gegenſtand 
feiner Unterſuchung bildet, nur die Wahlrechte zur Gemeinde-, Bezirks⸗, 
Landes⸗ und Reichs vertretung, ferner das Vereins- und Verſammlungs⸗ 
recht und unterſcheidet hievon die allgemeinen Freiheitsrechte. 

Schließlich bedarf noch der Ausdruck „politiſche Rechte“ im 8 23 
des Geſetzes vom 25. Juli 1867, R. G. Bl. Nr. 101, einer Erbr⸗ 
terung. 

Der Paragraph beſtimmt nämlich, daß ein vom Staatsgerichts- 
hofe ſchuldig erkannter Miniſter bei erſchwerenden Umſtänden mit dem 
zeitlichen Verluſte der politiſchen Rechte beſtraft werden könne. 

Daß hier die Worte „politiſche Rechte“ nicht dieſelbe Bedeutung 
haben können, wie in den beinahe ein halbes Jahr ſpäter in Geltung 
getretenen Grundgeſetzen, erhellt wohl auf den erſten Blick; denn, daß 
einem ſolchen Miniſter das Recht der Glaubens- und Gewiſſensfreiheit, 
der Berufswahl u. ſ. w. nicht genommen werden können, liegt auf der 
Hand, daß ihm die Freiheit der Perſon nicht geſchmälert werden ſolle, 
wurde bei der Berathung dieſes Geſetzes ausdrücklich ausgeſprochen. 
Die Bedeutung dieſer Worte ergibt ſich ganz klar aus Punkt 13 des 
Motivenberichtes des Verfaſſungsausſchuſſes (welcher dieſe im Regierungs- 
entwurfe nicht enthaltene, bei den Verhandlungen auch nicht weiter 
berührte Beſtimmung hinzufügte), nach welchem dieſe Straſverſchärfung 
den Zweck hat, „jenen Minifter, deſſen Verſchulden ein grobes iſt, der 
im bürgerlichen Leben vorzüglich geltenden Ehrenrechte verluſtig zu 


machen.“ 


Hier umfaßt ſomit dieſer Ausdruck die politiſchen Rechte im 
engeren Sinne. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Nondaren in Dalmatien find für Geſchenkannahme in Amts- 
fachen nach $ 104 St. G. verantwortlich. 


der Nichtigkeitsbeſchwerde der Rondaren Vaſſigl C., 
Marco P., Stevan K. gegen das Urtheil des Landes- 
gerichtes Zara vom 6. Juni 1884, 3. 985, womit ſie wegen Ver— 
brechens nach 8 104 St. G. verurtheilt wurden, wird geltend gemacht, 
daß das Reglement für die Rondaren vom 24. November 1845 ſtets 
nur vom Führer der Rondaren ſpreche, daß dieſer und die Rondaren 
nach § 21 desſelben Anſpruch auf Bezug der ordentlichen und außer- 
ordentlichen Belohnungen haben, welche für Dienſtleiſtungen der gleichen 
Art gewährt werden. Dies weiſe auf Gewohnheiten hin, zu welchen 
auch gehöre, daß ſich die Rondaren für Hausſuchungen wegen Dieb— 
ſtahls entſchädigen laſſen. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurde vom k. k. Caſſationshofe mit 
Entſcheidung vom 5. December 1884, 3. 10.196, verworfen. 
Grün de: 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurde geſtützt: 1. auf 8 281, Z. 9, a 
St. P. O. mit der Behauptung, daß in der incriminirten Handlung 
die Delictsmerkmale des $ 104 St. G. nicht enthalten ſeien, weil die 
„Rondaren“ keine Beamten find; 2. auf 8 281, Z. 9 5 
St. P. O., weil der Strafausſchließungsgrund des thatſächlichen Irrthumes 
nicht in Berückſichtigung gezogen wurde. 

ad 1. Den „Rondaren“ iſt außer anderen Obliegenheiten auch 
der Polizeidienſt anvertraut, was ausdrücklich im § 1 der Regierungs⸗ 
kundmachung vom 24. November 1845, 3. 20.863, beſtimmt iſt. Sie 
ſind ſonach als Beamte im Sinne des § 101 St. G. anzufehen und 
iſt es vollkommen belanglos, ob ſie beeidet ſeien oder nicht. Wenn die 
obenerwähnte Regierungskundmachung an verſchiedenen Stellen von dem 
Commandanten der Rondaren (caporondaro) allein ſpricht, fo liegt 
der Grund darin, daß daſelbſt die Rechte und Pflichten desſelben 
beſtimmt werden; es kann aber daraus die Folgerung nicht gezogen 


In 


werden, daß die anderen Rondaren als mit dem Polizeidienſte Betraute 


nicht anzuſehen ſeien. 


ad 2. In den Ausführungen der Nichtigkeitsbeſchwerde wird die 
Behauptung aufgeitellt, daß die That nicht ſtrafbar ſei, weil die Non- 
daren ſich gewohnheitsmäßig eine Entlohnung geben laſſen, und weil 
die Obrigkeit der im vorliegenden Falle ſtattgehabten Entlohnung mit 
den Schafen zuſtimmte. Es bedarf aber wohl keiner weiteren Begrün⸗ 
dung, daß eine derartige Gewohnheit, ſich bei Hausdurchſuchungen Ent⸗ 
lohnungen geben zu laſſen, nur einen Milderungsumſtand, aber kein 
die Strafbarkeit ausſchließendes Moment bilden könne. Desgleichen wäre 
es belanglos, wenn wirklich die Gemeinde Novograd die Ermächtigung 
zum Behalten der Schafe ertheilt hätte; jedenfalls aber würde es ſich 
überdies um eine erſt nach geſchehener That erfolgte Ermächtigung 


handeln und dieſe würde die zum Zwecke der Nichterfüllung 
15 eigenen Pflichten erfolgte Geſchenkannahme keineswegs beheben 
önnen 


Die Klage auf Abtretung eines Theiles des Gemeindegrundes als 
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Entſchädigung für die vom Kläger geſchehene Abtretung feines 


Grundes zum Zwecke einer der Gemeinde obliegenden Herſtellung 
einer Straße gehört zur gerichtlichen Eompetenz. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Prag hat in der Rechtsſache des 

Paul Z., Klägers, gegen die Gemeinde P., Geklagte, peto. Uebergabe 


eines Theiles per 234 Quadratklafter vom Grundſtücke Kat. Nr. 76 


in P. und Ausſtellung einer Einverleibungsurkunde nach Einholung der 
Wohlmeinung des Landesausſchuſſes des Königreiches Böhmen mit Ver- 
ordnung vom 29. December 1884, Z. 27.287 und 35.469, das von 
der geklagten Gemeinde appellirte Urtheil des k. k. Kreisgerichtes in 


rechtlichen Charakters nicht entkleidet wird. 


Kuttenberg vom 13. September 1884, 3. 9718, ſammt der ganzen 


Verhandlung einſchließlich des Klagsbeſcheides vom 19. April 1884, 
3. 4356, behoben und die Klage des Paul 3. de praes. 17. April 


1884, g. 4356, als zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet zurück 


gewieſen, denn wenn es auch richtig iſt, daß es ſich hier nicht darum 


handelt, welchen Beitrag die geklagte Gemeinde zu dem Baue der 


Straße von P. nach W. 
begehren dahin gerichtet iſt, die geklagte Gemeinde ſei ſchuldig, dem 
Kläger, welcher zum Baue der erwähnten Straße von feinem Grund— 
ſtücke Kat. Nr. 75 in P. 1162, Quadratklafter abgetreten hat, ein 
Ausmaß von 234 Quadratklaſtern von dem Gemeindegrundſtücke Kat. 
Nr. 76 in Genuß und Eigenthum abzutreten und ihm eine einver— 
leibungsfähige Urkunde auszuſtellen, fo kann doch über dieſes Klage⸗ 
begehren mit Rückſicht auf die Klagsexpoſition und die Klagsbeilagen 
im Rechtswege nicht entſchieden werden. 

Denn nicht auf Grund eines Privatrechtstitels, eines zwiſchen ihm 
und der Gemeinde zu Stande gekommenen Vertrages begehrt der Kläger 
die Uebergabe einer Area per 234 Quadratklafter von dem Grundſtücke 
Kat. Nr. 76 in P. in Beſitz und Eigenthum, ſondern auf Grund der 
im adminiſtrativen Wege von der Gemeinde P. dem Bezirksausſchuſſe 
in D. gegenüber eingegangenen Verpflichtung zu dem Baue der Straße 
von P. nach W. den Beitrag nebſt anderen auch damit zu leiſten, 
daß die Gemeinde P. die Beſitzer der Privatgrundſtücke, welche zu 
dieſem Straßenbaue verwendet werden ſollen, ſelbſt entſchädigen wird, 
ferner auf Grund der Entſcheidung des Deer Bezirksausſchuſſes vom 
12. December 1883, 3. 820, daß dem Kläger die bei der Com- 
miſſion am 14. April 1883 vereinbarte Entſchädigung per 234 
Quadratklafter von dem Gemeindegrundſtücke Kat. Nr. 76 gebühre. 

Weder die Klagsbeilagen noch auch die durchgeführte Verhand⸗ 
lung haben einen Anhaltspunkt hiefür geboten, daß Kläger mit der 
Geklagten die eingeklagte Entſchädigung definitiv vereinbart hätte, der 
vorliegende Proceß hat vielmehr den Zweck, die Entſcheidung des 
Bezirksausſchuſſes vom 12. December 1883, 3. 820, im Rechtswege 
zur Geltung zu bringen und derſelben die gerichtliche Executionsfähig⸗ 
keit zu verſchaffen. 

Da jedoch im Rechtswege nur über ſtrittige Privatrechte ent⸗ 
ſchieden werden kann, die Frage aber, ob die letzteitirte Entſcheidung 
des D.'er Bezirksausſchuſſes zu Recht beſtehe, nur im vorgeſchriebenen 
Inſtanzenzuge der autonomen Behörden feſtgeſtellt und der Vollzug 
dieſer Eutſcheidung nur im adminiſtrativen Wege durchgeführt werden 
kaun, ſo war dieſer Streitgegenſtand vom Rechtswege ſchon urſprünglich 
auszuſchließen, die Klage zu Gericht gar nicht anzunehmen. 

Da dies nicht geſchehen, die Verhandlung trotz der erhobenen 
Einwendung der gerichtlichen Incompetenz in der Hauptſache durch⸗ 
geführt und mittelſt Urtheil entſchieden wurde, ſo mußte das Urtheil 


zu leiſten hat, daß vielmehr das Klage 


ſammt der demſelben zu Grunde liegenden Verhandlung einſchließlich 
des Klagsbeſcheides behoben und die Klage zurückgewieſen werden. 
Ueber den Reviſionsrecurs des Paul Z. hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 11. März 1885, Z. 2277, die 
oberlandesgerichtliche Erledigung zu beheben und dem k. k. Oberlandes⸗ 
gerichte die Entſcheidung über die Appellationsbeſchwerde der Gemeinde 
P. abſehend von der vermeintlichen Incompetenz zu verordnen befunden. 
Denn mit der Klage wird ein Anſpruch gegen die Gemeinde P. 
geltend gemacht, der ſich darauf ſtützt, daß der Kläger ſeinen Grund 
der Gemeinde zu dem der letzteren obliegenden Baue einer Straße 
abgetreten, beziehungsweiſe für ſie verwendet hat, wozu er aber in 
ſeiner Eigenſchaft als Gemeindeglied keineswegs verpflichtet war. 
Dieſes im Privatrechte gegründete Rechtsverhältniß wird dadurch 
der Judicatur der Gerichte nicht entzogen, daß der Bezirksausſchuß die 
genannte Gemeinde in Folge ihrer Zuſage für verpflichtet erklärt, den 
zugeſagten Erſatz den einzelnen Gemeindeinſaſſen, darunter auch dem 
Paul Z. zu leiſten, indem dadurch die Abtretung des Grundes ſeitens 
des Paul Z. an die Gemeinde zu dem obigen Zwecke ihres privat- 
Ger.⸗H. 


Geſetze und Beroränungen. 


1884. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter— 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. 


Nr. 94. Ausgeg. am 9. Auguſt — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 29. Juli 1884, Z. 25.128, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. — Kundmachung des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 29. Juli 1884, 9. 25.129, betreffend ungiltig gewor⸗ 
dene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. 

Nr. 95. Ausgeg. am 12. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 29. Juli 1884, 8. 27.381, an die k. k. Direction für Staatseiſenbahn⸗ 
betrieb in Wien, dann an die Verwaltungen der priv. öſterr.⸗ungar. Staats⸗ 
eiſenbahn⸗Geſellſchaft, öſterr. Nordweſtbahn, Buſchtehrader Eiſenbahn und böhmi⸗ 
ſchen Weſtbahn, betreffend die ärztliche Reviſion der Reiſenden und des Gepäckes 
in den Grenzſtationen. 

Nr. 96. Ausgeg. am 14. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 2. Auguſt 1884, Z. 28.242, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen, betreffend die Desinfection der auf den Eiſenbahnwaggons befindlichen 
Aborte und Reinhaltung des Bahnkörpers innerhalb und nächſt der Eiſenbahn⸗ 
ſtationen behufs Hintanhaltung der Verſchleppung der Eholera. Friſt⸗ 
erſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Local- 
bahn vom Endpunkte der elektriſchen Eiſenbahn Mödling-Hinterbrühl über 
Gaaden und Sittendorf nach Heiligenkreuz, oder von Kaltenleutgeben über Sulz 
nach Heiligenkreuz und von da über Sattelbach nach St. Helena bei Baden. 
10. Juli. Z. 24.516. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Localbahn von Spratzern nach Kirchberg an der Pielach. 17. Juli. 
3. 25.924. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Sulz durch den Wolfsgraben zum Anſchluſſe an die Kaiſerin 
Eliſabeth⸗Bahn. 10. Juli. Z. 24.516. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Dusnik nach Beraun. 21. Juli. 
8. 12.871. 

Nr. 97. Ausgeg. am 19. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 2. Auguſt 1884, 3. 27 549, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen, betreffend die definitive Geſtattung der Verſendung des Sprengmittels 
„Janit“ in Fäſſern bis zu 60 Kg. Nettogehalt. 

Nr. 98. Ausgeg am 21. Auguſt. — Abdruck von Nr. 133 R. G. Bl. 

Nr. 99. Ausgeg. am 23. Auguſt. — Abdruck von Nr. 136 R. G. Bl. 
— Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von dem Bahnhofe 
in Graz der Graz⸗Köflacher Bahn zur Wagenfabrik des Johann Weitzer in Graz. 
10. Juli. Z. 22.230. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
eine normalſpurige Eiſenbahn von Freiheit nach Dunkelthal. 31. Juli. Z. 25.149. 
— Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von Reichenberg nach Tannwald. 1. Auguſt. Z. 26.185. 

Nr. 100. Ausgeg. am 26. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 14. Auguſt 1884, Z. 19.902, an die Direction der a. priv. Kaiſer 
Ferdinands⸗Nordbahn als der Vorſitzenden der Direetorenconferenz der öſter⸗ 
reichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Einrichtungen zur Aufbewahrung von 
Reiſegepäck in den Eiſenbahnſtationen. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
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miniſteriums vom 9. Auguſt 1884, 3. 26.018, betreffend die Einführung des Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Schlepp¾Zhahn vom Eiſen⸗ 


Nachtverkehres auf der Localbahn Jaroslau⸗Sokal. — Bewilligung zur Vor⸗ 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine Pferdeeiſenbahn vom Bahnhofe Bozen 
zum Hotel Auſtria in Gries. 16. Auguſt. Z. 25.159. — Agiozuſchlag zu 
den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 
24. Auguſt. 

Nr. 101. Ausgeg. am 28. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſte⸗ 
riums vom 16. Auguſt 1884, Z. 29.863, an die Verwaltungen der Südbahn⸗ 
Geſellſchaft, öſterreichiſch⸗ungariſchen Staatseiſenbahn-Geſellſchaft und der ungariſchen 
Weſtbahn, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes des Sprengmittels 
„Ledrit“ auf den ungarischen Eiſenbahnen. 

Nr. 102. Ausgeg. am 30. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſte⸗ 
riums vom 16. Auguſt 1884, 3. 22.967, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend das Erſcheinen einer Neuauflage des Eiſen⸗ 
bahn⸗Betriebsreglements. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine normalſpurige Localbahn von Rakonitz nach Karlsbad. 21. Auguſt. 
3. 27.623. 

Nr. 103. Ausgeg. am 2. September. — — — 

Nr. 104. Ausgeg. am 4. September. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 9. Auguſt 1884, 3. 28.768, an die Direction der Kaiſer Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn als der Vorſitzenden in der Directoren-⸗Conferenz, betreffend die Unzuläſſig⸗ 
keit der ausnahmsloſen Forderung von Zwiſchenadreſſaten bei Sendungen ex- 
plodirbarer Artikel. — Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 
20. Auguſt 1884, Z. 29.551, betreffend die Auflaſſung der IV. Wagenclaſſe auf 
der ungariſchen Weſtbahn. 

Nr. 105. Ausgeg. am 6. September. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Eiſenbahn von Köflach in's 
Gradenbergthal. 8. Auguſt. Z. 27.394. — Friſterſtreckung zur Vornahme tech⸗ 


niſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Fehring nach Radkers⸗ 


burg. 13. Auguſt. Z. 29.005. 

Nr. 106. Ausgeg. am 11. September. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 21. Auguſt 1884, Z. 29.778, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterr. 
Eiſenbahnen, ferner der Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft des öſterr.⸗ungar. Lloyd und 
der erſten Donau-Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft, betreffend die Einführung von 
Certificaten über die vorgenommene Beſchau bei Sendungen von Fleiſch oder 
geſchlachteten Hausthieren. — Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
7. September 1884, 3. 14.155, an ſämmtliche k. k. politiſche Laudesbehörden, 
mit Ausnahme der Statthalterei in Zara, betreffend die Reviſion der aus 
Choleragegenden unter Raumverſchluß anlangenden und des an den Grenz- 
ſtationen der ärztlichen Reviſion nicht unterzogenen Reiſegepäckes, endlich betreffend 
Frachtſendungen aus Choleragegenden. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Klagenfurt nach Unterfeiſtritz mit Abzwei⸗ 
gungen. 28. Auguſt. Z. 23.111. Nachtrag zu den Statuten der k. k. priv. 
Eiſenbahn Pilſen⸗Prieſen (Komotau). H. M. Z. 31.777. 

Nr. 107. Ausgeg. am 13. September. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 29. Auguſt 1884, 3. 31.765, an die Verwaltungen der öſterr.⸗ungar. 
Staatseiſenbahn-Geſellſchaft, öſterr. Nordweſtbahn, Buſchtehrader Bahn und 
böhmiſchen Weſtbahn, betreffend die Einſtellung der ärztlichen Reviſion in den 
Grenzſtationen von Bodenbach-Tetſchen bis ineluſive Paſſau. — Erlaß des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 2. September 1884, Z. 31.991, an ſämmtliche öſterr. 
Eiſenbahnverwaltungen, betreffend das Erſcheinen des 64. Heftes der Handaus⸗ 
gabe der öſterreichiſchen Geſetze, enthaltend Geſetze und Verordnungen über an— 
ſteckende Thierkrankheiten e. — Aenderung der Statuten der k. k. priv. Süd⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft in Wien. H. M. Z. 31.778. 

Nr. 108. Ausgeg. am 16. September. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 9. September 1884, H. M. Z. 1584, an die Direction der Kaiſer 
Ferdiuands⸗Nordbahn als der Vorſitzenden in der Directoren-Conferenz der öſterr. 
Eiſenbahnen, betreffend die Durchführung einiger anläßlich der Hinausgabe der 
Verordnung vom 1. April 1884 über die Vorlage, die amtliche Behandlung und 
die Kundmachung der Fahrordnungen angeregter Maßnahmen. 


Nr. 109. Ausgeg. am 18. September. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 30. Auguſt 1884, 8. 29.762, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſter⸗ 
reichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Verwendung und den Dienſt von Frauen 
bei der Bahnauſſicht. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſen⸗ 
bahnen vom 24. Juli 1884, 3. 16.506 II ex 1883, an die Verwaltungen 
ſämmtlicher öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Einführung eines Normal-Graphi⸗ 
kon für die Fahrpläne. — Coneeſſion zum Baue und Betriebe einer Schlepp⸗ 
bahn vom Bahnhofe Olmütz der mähriſch⸗ſchleſiſchen Eentralbahn zur dortigen 
fürſtl. Liechtenſtein'ſchen Dampfſäge. 2. Auguſt. 3. 23.490. — Bewilligung zur 


werke Rothau zur Station „Annathal-Rothau“. 26. Auguſt. Z. 30.679. — Ab⸗ 
druck von Nr. 152 R. G. Bl. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Bezirkshauptmanne in 
Mähriſch⸗Trübau Ferdinand Ritter von Pfefferkorn anläßlich deſſen Penſioni⸗ 
rung den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Miniſterium 
für Landesvertheidigung Guſtav Meixner anläßlich deſſen Penſionirung den 
Titel und Charakter eines Hilfsämterdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleiofficial im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Anton Mück den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directions⸗ 
adjuncten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Obercommiſſär Karl Kraßnig 
anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Anton Gräf anläßlich 
deffen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die erledigte Finanz⸗Oberinſpectorsſtelle in Linz 
dem mit Titel und Charakter eines Finanzrathes bekleideten Finanz⸗Oberinſpector 


in Görz Ernſt Stein hardt verliehen. 


Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre Joſeph Bureſch und Karl 
Podeſchwik zu Finanzräthen, den Steuer⸗Oberinſpector Andreas Obererlacher 
und den Finanz⸗Obercommiſſär Karl Breſelmayr zu Finanzſecretaren und den 
Finanzeommiſſär Dr. Heinrich von Mackowitz zum Finanz-Obercommiſſär 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Johann Bregant zum 
Finanzſecretär der Trieſter Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinivector Donat Haas zum Steuer— 
Oberinſpector der tiroliſchen Finanz-Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberingenieur Ludwig Worel zum Baus 
rathe der Poſt⸗ und Telegraphendirection in Prag ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphenamtscontrolor Franz Cegnar 
zum Oberpoſtcoutrolor in Trieſt ernannt. f 

Der Handelsminiſter hat den Pofthaupteaffecontrolor Moriz Klinger 
zum Poſthauptcaſſier in Trieſt ernannt. 


Erledigungen. 

Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirection in Wien, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 241.) 

Evidenzhaltungs⸗Geometerſtelle für den Vermeſſungsbezirk Tachau in Böh⸗ 
men in der eilften Rangsclafſe, eventuell Evidenzhaltungs-Elevenſtelle mit 500 fl. 
Adjutum, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 241.) 

Coneipiſtenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Böhmen, bis Ende October. 
(Amtsbl. Nr. 242.) 

Secundararztensſtelle in der niederöſterreichiſchen Landes-Findelanſtalt in 
Wien mit 600 fl. jährlich und Naturalwohnung, bis 2. November. (Amtsbl. 
Nr. 244.) 

Rechnungsdirector in der ſechsten Rangsclaſſe bei der Statthalterei in 
Innsbruck, bis 10. November. (Amtsbl. Nr. 245.) 


Soeben vollständig erschienen: 


Commentar 


zum Österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 


von weiland 
Dr. Moriz von Stubenrauch. 


Vierte Auflage, nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Dr. Carl Schreiber. 
2 Bände. 114 Bogen gr. 80. gebunden in 2 elegante Halbfranzbände. 
Preis: 4 fl. 


Unterzeichneter Verlag sowie alle Buchhandlungen liefern das nun- 
mehr in vierter Autlage vollständige Werk sofort auf Ver- 
langen. 

Die Verlagshandluug räumt den P. T. Herren Bestellern auf 
Wunsch auch die Begleichung des Kaufpreises in monatlichen Raten- 
zahlungen ein, deren Höhe nach freier Bestimmung, zum mindesten im 
Betrage von 2 fl. zu stellen sind, 


Manz'sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


1 I bHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 29 der Erkenntuiſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


